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Magazingebäude des Konfumvereins 


in Winterthur. 
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Redaktion. Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. Verlag: 
5 1 Abonnementspreis Fr. 3. — per Jahr, Fr. 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 
zase 


b e ie ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6. 50 per Jahr. Konsumvereine 


ch. H.B.M. Basel. 


A.Wagen, Basel 1903. 
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Ostern! 


sollen von den tit. Vereinsverwaltungen 
Konsumvereine (Abteilung Fabrikationsartikel) in Basel, als der für 
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Cedernstifte 
Schulstifte 
Vulkanstifte 
Blaustifte 
Rotstifte 


Appollostifte 
Tintenstifte 
Signierstifte 
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2 5 und Farbenstifte 


Wir empfehlen uns zur Lieferung aller Blei- und Farbstifte in la. Qualität zu den 
äußersten Fabrikpreisen der Firma Joh. Faber in Nürnberg, sowie Bureauutensilien: 


Taschenstifte 
Briefordner 
Radiergummi A.K.A. Schweizerische Markengummi 


Vorteilhafteste Bezugsquelle für Konsumvereine: Die Zentralstelle des V. S. K. 
—  — Abteilung: Bureauartikel. 
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Prima eiftfreie Eier-Farben 


(in beliebten kleinen Düten) 
und 


Mikado-(Marmorier)- Papier 


(bunte Packung) 


beim Verbande schweizer. 
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Briefſammler 
Papierlocher 
Schnellhefter 


Registratoren 
Ablegemappen 
Biblorhaptes 
Weichgummi „Elephant“ 


in Ja. Qualität 
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las eidg. er ng ni sämtlichen Verordnungen 


kann zum Preise von Fr. 2. 


(brochiert) dureh (ie Abteilung Bureauartikel bezogen werden. 


Jeder Konsumverein sollte 1—2 Expl. dieses für den Lebensmittelverkehr unerlässlichen Gesetzes mit Ver- 


ordnungen besitzen. 


Dr] Goten ee Volksbleie, 


Kochfett, Union?“ 


ist ein ausgezeichnetes Ersatzmittel für die teure 
Kochbutter; es ist den besten Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu preiswürdig. 


Die Förderung 
der genossenschaillichen Eigenproduklion 
geschieht durch den Bezug von Kochielt 
„UNION“, Eigenprodukt des Verbandes 
schweizerischer Konsumvereine 
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Handelsartikel. 


Inhalt der Nr. 5 der Hauptausgabe vom 6. März 1909. 

Ein Rundgang durch das Lagerhaus des Verbandes 
ſchweizeriſcher Konſumvereine in Pratteln. Dummheit 
oder Unverfrorenheit? Die Bedeutung der Milch als 
Nahrungsmittel. Rundſchau. Lebensmittelgeſetz 
Aus Frauenkreiſen. Die Paradiesfeige (Banane) als 
Aerztlicher Ratgeber. Kriegskoſten. 
— Stimmungsbild. Allerlei Nützliches. Briefkaſten 
der Leſerinnen. — Briefkaſten der Redaktion. — Feuilleton. 
— Gedichte. 


Inhalt der Nr. 9 der Wochenausgabe vom 5. März 1909. 

Kleinhandel und Liegenſchaftswerte. Meine Herren, 
hüten Sie ſich vor den Rabattmarken. Aus Frauen 
kreiſen. Aus den Behörden des X. C. V. Poeſie. 
Feuilleton. 
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IX. Jahrgang. 


Offizielle Mitteilung. 


Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine, 


Da nun die zur Konſtituierung der Verſicherungs⸗ 
anſtalt nötige Zahl von ſieben Mitgliedern erreicht iſt, 
ergeht hiermit an die Vereine, die den Beitritt beſchloſſen 
haben oder bis Ende April noch beſchließen werden, die 


Einladung 


zur Teilnahme an der 


konſtituierenden Verſammlung 


Sonntag den 9. Mai 1909, vormittags 9 Uhr, 
in Olten, 


Das Verſammlungslokal wird in einer ſpätern Publi— 
kation bezeichnet. 


Tralitanden: 


1. Beratung und Feſtſtellung der Statuten. 
2. Wahl des Auſſichtsrates. 


Allfällige Anträge auf Aenderung des Statutenent— 
wurfes find bis ſpäteſtens am 9. April dem Verbands— 
ſekretariate zur Kenntnis zu bringen. 

Da es in hohem Maße wünſchenswert iſt, daß von 
Anfang an möglichſt viele Vereine ſich an der Verſicherungs— 
anſtalt beteiligen, laden wir die Vorſtände der Verbands— 
vereine ein, den Mitgliedern die Frage des Beitrittes in 
empfehlendem Sinne vorzulegen und ihre Anmeldung ein— 
zureichen. 

In Bezug auf die Zahl der den Vereinen zuſtehenden 
Delegierten wird verwieſen auf § 10 der Statuten der 
Verſicherungsanſtalt, reſp. Art. 30 der Verbandsſtatuten. 


Baſel, den 3. März 1909. 


Der Uerbandspräſident: 
Dr. Rud. Kündig. 


Bafel, den 6. 
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März 1909. 


Ueber die Prinzipien der Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. 


Wir haben in unſerem Artikel über Form und Weſen 
der Genoſſenſchaft den Nachweis geliefert, daß allen Ge— 
noſſenſchaften, ſofern fie überhaupt als wirkliche genoſſen— 
ſchaftliche Gebilde anerkannt werden können, das Arbeits— 
intereſſe ihrer Mitglieder als Bildungsprinzip und Zweck— 
jeele zu Grunde liegt, und daß es das Arbeitsintereſſe iſt, 
das bei ſeiner Durchführung und Wahrnehmung die Zwei— 
teilung der Genoſſenſchaften in Erwerbs- und Wirtſchafts— 
genoſſenſchaften nach ſich zieht. 

Das Arbeitsintereſſe kann entweder im Rahmen und 
auf dem Boden der heute beſtehenden kapitaliſtiſchen Er— 
werbs⸗ und Tauſchwirtſchaft geltend gemacht werden, 
oder aber ſich durch die Herausbildung einer neuen Wirt— 
ſchaftsordnung Geltung verſchaffen. Naturgemäß wird 
im erſteren Falle danach getrachtet, das aus der Arbeit 
fließende Einkommen zu ſteigern. In Frage kommt nun 
nicht nur das Arbeitseinkommen des unſelbſtändig 
erwerbenden Lohnarbeiters, ſondern auch das des kleinen 
ſelbſtändig erwerbenden Gewerbetreibenden und Land— 
wirts. Die Form, in der verſucht wird, das Lohneinkommen 
des unſelbſtändig erwerbenden Arbeiters zu ſteigern, iſt 
die Produkt ivgenoſſenſchaft. Ihre Tendenz beſteht 
darin, den Unternehmergewinn auszuſchalten. 
Die Arbeiter ſchließen ſich zuſammen, um die Funktionen 
des Unternehmers ſelbſt zu verſehen und den geſamten 
Erwerb ihrer Unternehmung unter ſich in Form von Ar— 
beitslohn zu verteilen. Erfahrungsgemäß hat jedoch die 
Produktivgenoſſenſchaft mit ſehr großen inneren und äußeren 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die ſie bis heute nirgends zu 
einer namhaften Entwicklung kommen ließen und auf die 
einzugehen hier zu weit führen würde. Als viel zweck⸗ 
mäßiger und wirkungsvoller für die Wahrnehmung des 
Arbeitsintereſſes der unſelbſtändig erwerbenden Lohnarbeiter 
haben ſich die Gewerkvereine oder Arbeiterſyndikate erwieſen. 
Sie müſſen allerdings von vornherein darauf verzichten, 
den Unternehmergewinn auszuſchalten, da ſie die Exiſtenz 
einer Klaſſe von Unternehmern bei ihrer geſamten Wirk— 
ſamkeit vorausſetzen. Ihre Tätigkeit iſt bekanntlich auf die 
Erhöhung der Lohnrate ſowie auf die Einführung kürzerer 
Arbeitszeit und beſſerer Arbeitsbedingungen gerichtet. Sie 
demokratiſieren wohl die Unternehmung, aber heben ſie 
nicht auf, indem ſie etwas anderes an ihre Stelle ſetzen. 
Man könnte verſucht ſein, die Gewerkſchaften zu den Ge— 
noſſenſchaften zu rechnen. Sie unterſcheiden ſich jedoch von 
dieſen in einem fundamentalen Kriterium. Die Gewerkſchaft 
ſucht ihr Ziel nicht durch einen wirtſchaftlichen Geſchäfts— 
betrieb zu erreichen, wie es die Genoſſenſchaft tut, ſondern 
durch eine möglichſt vollkommene Organiſation der Arbeiter, 
die darauf verzichten, individuell mit den Unternehmern 
über die Lohnbedingungen zu verhandeln und ſtatt deſſen 
den Abſchluß kollektiver Arbeitsverträge erſtreben. In ihrem 
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materiellen Ziel haben Genoſſenſchaft und Gewerkſchaft un⸗ 
ſtreitig viel Gemeinſames, ſie ſind jedoch ſcharf durch die 
Methoden unterſchieden, mittelſt welchen ſie ihr Ziel zu 
erreichen ſuchen. Immerhin rechtfertigt die erwähnte Ge— 
meinſamkeit des Strebens zur Wahrnehmung der Arbeits— 
intereſſen die Forderung, daß jeder Gewerkſchafter auch 
Genoſſenſchafter ſein ſollte, wie umgekehrt jeder genoſſen— 
ſchaftlich organiſierte Arbeiter auch, ſofern möglich, einem 
Gewerkverein angehören ſollte. 

Arbeitsintereſſen werden aber nicht nur in unſerer 
Geſellſchaft von den Lohnarbeitern, dem eigentlichen Pro- 
letariat, vertreten, ſondern auch von den großen Maſſen 
der Bauern, Handwerker und Gewerbetreibenden. Die wirt— 
ſchaftliche Entwicklung auf dem Gebiet der Induſtrie und 
des Gewerbes hat es in neuerer Zeit allerdings mit ſich 
gebracht, daß das Handwerk zurückgegangen iſt. Tauſende 
von kleinen Handwerksmeiſtern und anderen mittelſtändiſchen 
Exiſtenzen mußten mit ihren Betrieben der modernen Fabrik 
und dem gewerblichen Großbetrieb weichen. Verſuche, die 
unternommen wurden, um mehrere Handwerksmeiſter zu 
einem genoſſerſchaftlich organiſierten Großbetrieb zu ver— 
einigen, ſcheiterten meiſt ſowohl an Kapitalmangel, als 
auch an der Schwerfälligkeit und Unzulänglichkeit der Ge— 
ſchäftsführung. Das Handwerkergenoſſenſchafts— 
weſen iſt deshalb ebenſowenig wie die Produktivgenoſſen— 
ſchaft der Arbeiter zu einer nennenswerten Entwicklung 
gelangt, ſelbſt dort nicht, wo es von Seiten der Regie— 
rungen in nachdrücklicher Weiſe und mit Aufwand erheb— 
licher finanzieller Mittel des Staates zu fördern geſucht 
wurde. 

Eine Form des gewerblichen Genoſſenſchaftsweſens 
iſt jedoch zu größerer Bedeutung gediehen: die Kredit- 
genoſſenſchaft der ſtädtiſchen Gewerbetreibenden und 
Handwerker Bei ihr handelt es ſich nicht ſowohl um die 
direkte Vermehrung des Arbeitseinkommens durch Aus— 
ſchaltung des arbeitsloſen Einkommens, ſondern indirekt 
um die Ermöglichung einer Reduktion der Betriebsunkoſten 
und um Verſtärkungen der finanziellen Baſis des Betriebes. 
Der Kreditverein bezweckt, ſeine Mitglieder vom Wucher 
zu befreien, ihnen Geld zu normalem Zins zu verſchaffen 
und die Kreditgewährung an Bedingungen zu knüpfen, 
die der Handwerker und Gewerbetreibende ohne Nachteil 
für ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz zu erfüllen vermag. 

Der Umſtand, daß die ökonomiſche Bedeutung des 
Handwerkers und des kleinen Gewerbetreibenden durch die 
allgemeine wirtſchaftliche Entwicklung ſtark reduziert worden 
iſt, daß dagegen der kleine Landwirt und der Bauer ſo gut 
wie gar nicht unter der Konkurrenz des landwirtſchaft— 
lichen Großbetriebes zu leiden gehabt hat, hat es natur- 
gemäß mit ſich gebracht, daß die Erwerbs genoſſen— 
ſchaft in der Landwirtſchaft zu einer viel 
höheren Bedeutung gelangt iſt, als es für das 
Handwerk und das Gewerbe der Fall geweſen iſt. Auf 
dem Gebiete der Landwirtſchaft hat ſich die Erwerbsge— 
noſſenſchaft in ihren drei typiſchen Hauptformen als Dar— 
lehenskaſſe, Bezugs- und Verwertungsgenoſ— 
ſenſchaft kraftvoll entwickelt. Bezweckt die Darlehenskaſſe 
in den Verhältniſſen der kleinen Landwirte das gleiche, 
was der Kreditverein für die kleinen Bevexbeiorlbenben 
anjtrebt, jo dienen die Bezugs- und Verwertungsgenoſſen— 
ſchaften dem Zweck, einerſeits die Produktionskoſten 
im landwirtſchaftlichen Betrieb zu reduzieren und an— 
derſeits die Verkaufspreiſe zu erhöhen. Dank der 
Tätigkeit und Entwicklung dieſer Genoſſenſchaftsarten, hat 
der landwirtſchaftliche Klein- und Mittelbetrieb im Laufe 
der letzten Jahrzente in faſt allen Ländern bedeutend an 
Feſtigkeit gewonnen, ſich techniſch auf eine früher unge— 
ahnte Höhe gearbeitet und die Exiſtenz der kleinen Land— 
wirte weſentlich geſichert und gehoben. Die Folge davon 
iſt geweſen, daß die Landwirte enger an die herrſchende 
Erwerbswirtſchaft geknüpft worden ſind und ſich einer 
grundſätzlichen Aenderung unſerer Wirtſchaftsweiſe viel ab- 


geneigter zeigen, als dies bei den Arbeitern der Fall iſt. 
Die Erwerbsgenoſſenſchaft hat unſtreitig dem konſerva— 
tiven Zug der in der Landwirtſchaft tätigen Bevölke— 
rungsſchichten Vorſchub geleiſtet. Wenn die landwirtſchaft— 
liche Genoſſenſchaft auch viel zum berufsmäßigen Zuſammen— 
ſchluß des Standes der kleinen Landwirte beigetragen und 
ſie dadurch teilweiſe an die Seite der Großgrundbeſitzer 
geführt hat, ſo hat ſie doch andererſeits den Nachteil ge— 
habt, daß die Landwirte vergeſſen haben, daß ſie mit der 
gewerblich induſtriellen Arbeiterklaſſe ein ſolidariſches Ar— 
beitsintereſſe verbindet. Wie wenig ſolidariſch die Kreiſe 
der genoſſenſchaftlich organiſierten Bauern mit den Ge— 
noſſenſchaften der Arbeiter fühlen, zeigt ſich nicht nur in 
der Tatſache, daß ſie ein Zuſammengehen und Zuſammen— 
arbeiten mit jenen ablehnen, ſondern daß ſie ſogar bereit 
ſind, wie es ſich jüngſt in Bayern (und auch in Bern) 
gezeigt hat, die Konſumvereine an das Meſſer des Fiskus 
zu liefern, wenn ſie damit ihre eigene ſteuerrechtliche Stellung 
verbeſſern zu können glauben. 

Bei der ſozialpolitiſchen Würdigung der Erwerbs— 
genoſſenſchaften darf niemals überſehen werden, daß, wenn 
ſie auch aus dem Beſtreben, das Arbeitsintereſſe zu för— 
dern, hervorgegangen ſind, ſie doch dies Ziel erreichen, 
indem ſie erwerbswirtſchaftlich organiſierte Betriebe, d. h. 
Unternehmungen kräftigen. Die Unternehmung aber iſt 
ein kapitaliſtiſches Gebilde, die Zelle des kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems. Es kann deshalb auch keine Rede davon 
ſein, daß mittelſt der Erwerbsgenoſſenſchaften heute das 
kapitaliſtiſche Syſtem in ein genoſſenſchaftliches umgewan 
delt wird. Es iſt auch wieder kein Zufall, daß Schulze— 
Delitzſch und ſeine Nachfolger, die ſtets die Genoſſenſchaften 
als ein Mittel anſahen, mit dem die Lage der ihr ange— 
ſchloſſenen Bevölkerungskreiſe auf dem Boden unſerer kapi— 
taliſtiſchen Erwerbswirtſchaft zu verbeſſern ſei, das Haupt— 
gewicht auf die verſchiedenen Arten der Erwerbsgenoſſen— 
ſchaften gelegt haben, ja daß ſie ſogar die Wirtſchafts— 
genoſſenſchaften nur inſoweit gelten ließen, als man fie in 
den Dienſt der Erwerbsgenoſſenſchaften ſtellen konnte. Be— 
kanntlich hatten die Konſumvereine nach Schulze-Delitzſcher 
Auffaſſung hauptſächlich den Zweck, ihren Mitgliedern zu 
Erſparniſſen zu verhelfen, die ihnen den Anſchluß reſp. die 
Bildung von Erwerbsgenoſſenſchaften erſt ermöglichte. 

Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft hat ſich indeſſen im 
Laufe der Entwicklung der letzten Jahrzehnte als ein Ge— 
bilde ausgewieſen, deſſen Organiſationsprinzipien ſtark genug 
ſind, um ihr zu einer ſelbſtändigen und bedeutenden Rolle 
im Wirtſchaftsleben zu verhelfen. Zuerſt iſt in England 
eine große machtvolle und einheitliche Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaftsbewegung entſtanden, der ſogar die Führerrolle in 
der geſamten Genoſſenſchaftsbewegung Großbritanniens zu— 
gefallen iſt. Die Produktivgenoſſenſchaften erſcheinen dort 
als ein ziemlich belangloſes Anhängſel der Konſumvereine, 
deren Exiſtenz ſogar in hohem Grade von der Sympathie 
und dem Wohlwollen der Konſumentenorganiſation abhängt. 
In Deutſchland, der Schweiz und anderen Ländern ſind 
die Wirtſchaftsgenoſſenſchaften dazu gelangt, eigene Ver— 
bände zu bilden und ſich impoſante nationale Organiſationen 
zu ſchaffen, die ſich ihre volle Unabhängigkeit von den 
Erwerbsgenoſſenſchaften wahren. Beſonders in Deutſchland 
iſt klar zu Tage getreten, daß die Erwerbs- und Wirt— 
ſchaftsgenoſſenſchaften nicht mehr länger am gleichen Strange 
ziehen und in einer einheitlichen Organiſation vereinigt 
bleiben können. Wir brauchen hier nur an die ſogenannten 
Kreuznacher Tage zu erinnern, die 1903 zur Bildung des 
ae Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine geführt 
haben. 

Alle dieſe Erſcheinungen ſind darauf zurückzuführen, 
daß in den Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, als deren weitver— 
breitetſte und ausgebildetſte Art uns der Konſumverein 
entgegentritt, anders geartete Prinzipien als in den Er- 
werbsgenoſſenſchaften enthalten find. Wir haben ſchon dar— 
auf hingewieſen, daß in der Wirtſchaftsgenoſſenſchaft das 


Prinzip der Naturalwirtſchaft, der Familienwirtſchaft, ſeine 
Auferſtehung feiert. Man kann den Gegenſatz im Weſen 
der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft vielleicht da— 
durch am verſtändlichſten und ſchärfſten ausdrücken, wenn 
man ſagt, daß erſterein der kapitaliſtiſchen Unter— 
nehmung ihre Einheit und organiſatoriſche 
Baſis bdeſitzt, während in letzterer der Familienhaus— 
halt die Zelle bildet. Es iſt mit Recht bemerkt worden, 
daß die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft, der Konſumverein und 
die Wohnungsgenoſſenſchaft, im Grunde nur ein erweiterter 
Familienhaushalt iſt. Die Erwerbsgenoſſenſchaft ſucht ihr 
Ziel zu erreichen, indem ſie dem arbeitenden Unternehmer 
Profit verſchafft, die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft, indem fie 
im Intereſſe der Familie den Profit ausſchaltet. Der Er— 
werbsgenoſſenſchafter hört nicht auf, für den Markt zu 
arbeiten, der Wirtſchaftsgenoſſenſchafter geht darauf aus, den 
Markt zu umgehen und Einrichtungen zu treffen, die ihm 
ermöglichen, ſeine Bedarfsgegenſtände in eigenen Betrieben 
durch Selbſtproduktion zu decken. Wenn ſeitens einer Wirt— 
ſchaftsgenoſſenſchaft Produktionsbetriebe errichtet werden, 
ſo arbeiten ſie nicht für den Abſatz auf fremden Märkten, 
ſondern ſtets für den Bedarf der Mitglieder der Genoſſen— 
ſchaften, die ſie gebildet haben. Die Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaft führt zu einer Organiſation des Konſums und zu 
einer planmäßig geordneten Produktionsweiſe im Intereſſe 
der Konſumenten. Die Erwerbsgenoſſenſchaft dagegen hat 
ihre Wurzel im Markt, und ſofern ſie überhaupt Ord— 
nung und Syſtem in die Produktion hineinbringt, geſchieht 
es ſtets im Intereſſe der Unternehmungen und ihres Pro— 
fits. Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft baut mit fortſchreitender 
Entwicklung eine neue Wirtſchaftsordnung auf, die Er— 
werbsgenoſſenſchaft wurzelt mit allen ihren Faſern in 
dem beſtehenden kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem. Die 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaft tendiert auf die Bildung eines 
ſich ſtets vermehrenden Gemeineigentums, die Erwerbs— 
genoſſenſchaft dagegen arbeitet auf Vermehrung und Stär— 
kung des Privateigentums hin. Damit hängt es zuſammen, 
daß uns die Erwerbsgenoſſenſchaftsbewegung meiſt als eng 
mit der Mittelſtandsbewegung verbunden entgegentritt und 
in dieſen Kreiſen ihre Hauptförderer findet, während die 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaftsbewegung vorwiegend von den Ar— 
beiterkonſumenten getragen wird und oft als eine Form 
der Arbeiterbewegung in die Erſcheinung tritt. 

Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft kennt hinſichtlich ihrer 
Mitglieder keine beruflichen und ſtändiſchen Unterſchiede. 
Jedermann kann ſich ihr anſchließen, der beabſichtigt, für 
ſein Geld ein möglichſt vollwertiges Aequivalent an Waren 
zu erhalten. Die Erwerbsgenoſſenſchaft kann meiſtens nur 
eine beſtimmte Kategorie von Leuten zulaſſen. Bauern, 
kleine Gewerbetreibende, Händler und Handwerker ꝛc. Für 
den Arbeiter und den ſogen neuen Mittelſtand, die Beamten, 
Handlungsgehilfen ꝛc. kommt die Kredit-, die Verwertungs- 
und die Bezugsgenoſſenſchaft nicht in Frage. Dieſe Kreiſe 
ſind von ihr und ihren Wohltaten ausgeſchloſſen. Dagegen 
ſchließt die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft weder den Bauern, noch 
den Handwerker oder Gewerbetreibenden aus, ſondern 
vermag ſie mit den Arbeitern und allen anderen Bevölke— 
rungsſchichten zu umfaſſen. Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
iſt daher in ſozialer Hinſicht univerſell, nicht klaſſenmäßig, 
ſondern volkstümlich, da ſie alle Volkskreiſe zu umfaſſen 
und ihre Konſumkraft zu organiſieren vermag. Sie iſt 
ferner politiſch, ſozial und konfeſſionell neutral, weil auf dem 
Boden des Konſumentenintereſſes ſich keine Gegenſätze ent— 
wickeln können. Als echtes Gebilde einer neuen Wirtſchafts— 
ordnung wird ſie durch die auf dem Boden des beſtehenden 
Kapitalismus erwachſenden Gegenſätze und Antinomien nicht 
berührt. Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft führt zu einer Ver— 
größerung der Kaufkraft des Geldes, die Erwerbsgenoſſen— 
ſchaft dagegen führt, wenigſtens teilweiſe, durch ihre preis— 
ſteigernde Tendenz zu einer Geldentwertung, zu einer Ver— 
minderung der Kaufkraft des Geldes. 

Die vorſtehend aufgeführten Unterſchiede zwiſchen den 
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Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften laſſen wohl zur 
Genüge die zwieſpältige Natur der Genoſſenſchafts— 
bewegung erkennen. Die Erwerbsgenoſſenſchaften haben 
gleichſam ein auf die Vergangenheit, auf die allmählich 
ſich auflöſende und umwandelnde kapitaliſtiſche Wirtſchafts— 
ordnung gerichtetes Geſicht; die Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
dagegen ſchauen nach vorwärts in das Zukunftsland einer 
neuen Wirtſchaftsordnung, die auf der Organijation des 
Konſums und der planmäßigen Produktion für die vor— 
handenen gemeinſchaftlichen Bedürfniſſe beruht. Die Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaft löſt das Problem der Realiſierung des 
Arbeitsintereſſes auf eine radikalere und widerſpruchsloſere 
Art als die Erwerbsgenoſſenſchaft. Letztere kommt ſchließlich 
dazu, die Förderung des Arbeitsintereſſes durch Anteil— 
nahme an der kapitaliſtiſchen Profitmacherei anzuſtreben. 
Die Wirtſchaftsgenoſſenſchaft dagegen beſeitigt, jo weit ihre 
Wirkſamkeit reicht, die den nationalen Arbeitsertrag ver— 
ringernden Formen des arbeitsloſen Einkommens, nämlich 
des Unternehmergewinns und der Rente von Grund aus. 
Das arbeitsloſe Einkommen beruht auf der Tatſache des 
Privat- und Individualeigentums an den Produktions- 
mitteln; letztere werden aber durch die Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaft prinzipiell aus Privateigentum in Genoſſenſchafts— 
eigentum verwandelt, und damit wird ein für alle Mal die 
Quelle verſtopft, aus der das arbeitsloſe Einkommen her— 
vorgeht. Von ſozialreformatoriſcher Bedeutung 
find daher allein die Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften. Nur inſofern als die Erwerbsgenoſſenſchaſten 
für zahlreiche Bevölkerungskreiſe die Vorſchule bilden für 
eine genoſſenſchaftliche Tätigkeit, kann ihnen überhaupt ein 
über den Augenblick hinausgehender Wert für unſere wirt— 
ſchaftliche Entwicklung zugeſprochen werden. 


Die Liquidität der Genoſſenſchaften. 

Ueber dieſe wichtige Frage veröffentlichte kürzlich das 
„Genoſſenſchaftliche Korreſpondenzblatt“ aus der Feder des 
Herrn Korthaus einen Artikel, der, obwohl eigentlich für 
gewerbliche Genoſſenſchaften beſtimmt, doch auch in den 
Kreiſen der Konſumvereine Beachtung verdient, weshalb 
wir ihn hier mit einigen Kürzungen zu reproduzieren 
uns geſtatten: 

Die Genoſſenſchaft verfällt dem Konkurſe im Falle der 
Ueberſchuldung und der Zahlungsunfähigkeit. Die Gefahr, 
zahlungsunfähig zu werden, iſt ungleich mehr verbreitet, 
als die der Ueberſchuldung. Nicht eine gelegentliche Zahlungs— 
ſtockung begründet ſchon Zahlungsunfähigkeit; dieſe liegt 
erſt dann vor, wenn die Genoſſenſchaft offenbar dauernd 
nicht im ſtande iſt, ihre Zahlungsverpflichtungen zu er⸗ 
füllen. Wenn eine Genoſſenſchaft in ihrer Geſchäftsführung 
dafür Sorge trägt, daß die verfügbaren Mittel zu den 
jeweiligen Verbindlichkeiten in einem guten Verhältnis 
ſtehen, dann bezeichnen wir dieſe Genoſſenſchaft als liquide. 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß es keineswegs genügt, 
darauf bedacht zu ſein, das Vorhandenſein der erforder- 
lichen Mittel für den normalen Geſchäftsgang zu ſichern; 
die Genoſſenſchaft muß Vorſorge treffen, daß auch in 
ſchwierigen Zeiten die Zahlungsfähigkeit gewährleiſtet iſt, 
wenn ſie nicht fortgeſetzt in Gefahren um ihre Exiſtenz 
leben will. 

Mangelnde Liquidität bedingt ſchließlich das Ende einer 
jeden Genoſſenſchaft. Die Annahme, daß die Zahlungs- 
fähigkeit nur bei den Kreditgenoſſenſchaften eintreten 
könne, trifft nicht zu. Die Rohſtoff-, Werk- und Magazin- 
genoſſenſchaften haben die Zahlungsunfähigkeit ebenſo ſehr 
zu fürchten, wie die Kreditgenoſſenſchaften. Wenn von den 
Rohſtoff- uſw. Genoſſenſchaften verhältnismäßig wenige an 
Zahlungsunfähigkeit zu Grunde gehen, ſo liegt der Grund 
wohl meiſtens in der Nachſicht der Gläubiger (Waren— 
lieferanten). 

In nicht ſeltenen Fällen wird die Zahlungsunfähigkeit 
durch Ueberſchuldung herbeigeführt und deshalb letztere als 
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die Urſache des Konkurſes bezeichnet, — anderſeits find 
auch die Fälle nicht ſelten, in denen ohne Ueberſchuldung, 
lediglich durch unzweckmäßige Maßnahmen in der Geſchäfts⸗ 
führung und Verwaltung die Zahlungsunfähigkeit bewirkt 
wird. 

Für die Aufrechterhaltung der Liquidität gibt es keine 
beſtimmten allgemein gültigen Regeln und kein geſchriebenes 
Geſetz. In erſter Linie und zu allermeift iſt hier die per- 
ſönliche Tüchtigkeit der leitenden Perſonen entſcheidend. 
Der Vorſtand muß ſich bemühen, die Verhältniſſe des Geld- 
und Waren marktes, die Zins- und Preisverhältniſſe im 
allgemeinen und der engeren Heimat, beſonders aber am 
Sitze der Genoſſenſchaft zu überſchauen. Es iſt durchaus 
richtig, daß unſere Genoſſenſchaften ſoziale Aufgaben zu 
erfüllen haben, fie können aber auch im Dienſte der All- 
gemeinheit notwendige rechneriſche und wirtſchaftliche For— 
derungen nimmermehr außer acht laſſen. Die Genoſſen— 
ſchaften ſind überhaupt nicht dazu da, um gefährliche 
Experimente zu unternehmen, die ſollten ſie kapitalkräftigeren 
Inſtituten überlaſſen. 

Eine weitere Hauptſache iſt, daß die Genoſſenſchaften 
von Beginn des Geſchäftes an dafür ſorgen, daß ihre 
eigenen Mittel zu den fremden in einem geſunden 
Verhältnis ſtehen. So oft dieſe Forderung erhoben 
wird, ſo oft wird dagegen verſtoßen. Geſchäftsanteile in 
angemeſſener Höhe will man nicht erwerben, — den Verhält— 
niſſen entſprechend hohe Here will man nicht zahlen, — 
der mühſam erzielte Ueberſchuß ſoll möglichſt bis zum 
letzten Franken verteilt werden, und dann verlangt man 
von der Genoſſenſchaft noch Kredite von oft erklecklicher 
Höhe. Wenn ſich ſolche anſpruchsvollen Mitglieder doch 
einmal darüber klar werden wollten, daß dieſe Forderungen, 
wenn man ſie bewilligte, die Genoſſenſchaft ins Unglück 
bringen müſſen. Eine Genoſſenſchaft, die ſelbſt kein Ver 
mögen beſitzt, kann auch anderen nichts leihen, ohne nen— 
nenswerte Kreditwürdigkeit kann ſie kein Geld von den 
Bäumen ſchütteln, der allgemeine Geldmarkt bleibt ihr 
verſchloſſen. Ohne alle Sorgen wegen des Verluſtes der 
Liquidität kann man nur eigenes Vermögen verleihen; 
an den fremden, hereingenommenen Mitteln haften ſtets 
auch fremde Rechte, die in kürzerer oder längerer Zeit 
geltend gemacht werden. Die Genoſſenſchaften ſollten berück— 
ſichtigen, daß fie ſich nach den Grundſätzen ver- 
ſtändiger Wirtſchaftsführung die erforderlichen 
Betriebsmittel vor allem im eigenen Kreiſe 
ſuchen und verſchaffen müſſen. Jedenfalls beſteht 
für niemand — auch für die Zentralſtelle nicht — die 
Pflicht, einer Genoſſenſchaft etwas zu borgen. Es wird in 
den Genoſſenſchaften noch viel zu ſehr mit der Hilfe von 
dritter Seite gerechnet und auf Rechnung dieſes Kontos 
gegen die Grundſätze der Liquidität geſündigt. 

Die Genoſſenſchaft muß ſich bemühen, aus den ihr 
naheſtehenden Kreiſen Betriebsmittel zu gewinnen. Spar— 
einlagen mit einer längeren Rückzahlungsfriſt ſtärken die 
Liquidität und erleichtern die Geſchäftsführung. Es iſt 
deshalb durchaus berechtigt, bei den Depoſiten nach der 
Dauer ihrer Kündigungsſriſt eine Abſtufung der Zinſen 
eintreten zu laſſen. In der Zeit ausreichender Betriebs— 
mittel ſchätzt man den Wert der Spareinlagen gegen längere 
Kündigungsfriſten nicht hoch genug ein und unterläßt es 
oft, die Einleger auf die Vorteile einer längeren Kündi— 
gungsfriſt aufmerkſam zu machen. Hier iſt durch ein gutes 
ermunterndes Wort manches zu erreichen. 

Die größten Gefahren beſtehen für ſolche Genoſſen— 
ſchaften, die ihre Kraft überſpannen. Eine Genoſſenſchaft 
muß ſich nach der Decke, d. h. nach ihren Mitteln ſtrecken 
und die Wahrheit des Dichterwortes beachten: „In der 
Beſchränkung zeigt ſich erſt der Meiſter.“ Und nicht zu 
viel auf eine Karte ſetzen! .. .. 

Es iſt durchaus notwendig, daß wir in den General— 
verſammlungen die Mitglieder darüber aufklären, wo die 
Genoſſenſchaft ihre Betriebsmittel zu ſuchen hat, wie dieſe 


Mittel Verwendung finden müſſen und wie ſie angelegt 
werden. Es muß den Mitgliedern vor Augen geführt 
werden, daß die Gewährung ihrer unerfüllbaren und 
eigenſüchtigen Wünſche die Genoſſenſchaft in Gefahr 
bringen würde. Als oberſte Inſtanz muß die General— 
verſammlung zur Mitarbeit herangezogen werden. Es iſt 
durchaus nicht nötig, daß alle Sorgen um die Förderung 
der Geſchäfte allein von den Verwaltungsorganen getragen 
werden. Wie oft kommt es noch heute vor, daß Mitglieder 
einer Genoſſenſchaft ihre Spargroſchen den Großbanken 
oder Sparkaſſen bringen, ohne zu bedenken, daß damit 
dieſes Kapital anderen Arbeitsgebieten zugeführt und ge— 
gebenen Falles dazu benutzt wird, die Leiſtungsfähigkeit 
der Konkurrenz, — eben desſelben Spareinlegers, — zu 
erhöhen. In den Generalverſammlungen muß auf Mittel 
und Wege hingewieſen werden, durch welche die Genoſſen— 
ſchaft unabhängiger und leiſtungsfähiger werden kann. 
Solche Darſtellungen an der Hand der Jahresrechnung 
und Bilanz heben das Verſtändnis für die geſamte Ge— 
ſchäftsführung in guten und kritiſchen Zeiten. Die Mit- 
glieder der Genoſſenſchaft werden in ihren Anſprüchen be- 
ſcheidener, wenn ſie über die mit der Kapitalbeſchaffung 
verbundenen Schwierigkeiten aufgeklärt und ermahnt 
werden, für die Liquidität der Genoſſenſchaft gewiſſenhaft 
mitzuſorgen. 

Ohne Verſtändnis für die Forderungen des Tages 
geleitete Einzelgenoſſenſchaften erſchweren den Verbänden 
eine ordentliche Geſchäftsführung und verleiten zu Zuge— 
ſtändniſſen, die nur gewährt werden können auf Koſten 
der eigenen Sicherheit. 

Auch für Werk- und Rohſtoffgenoſſenſchaften iſt die 
Frage der Liquidität kein leerer Wahn. Daß die Borg— 
wirtſchaft hier die Liquidität ausſchließt, iſt ſelbſt— 
verſtändlich. Ein faſt ganz verſchuldetes, viel zu großes 
Warenlager, hohe Ausſtände, lächerlich kleine Geſchäfts— 
guthaben, keine Reſerven, aber möglichſt hohe Rückver⸗ 
gütung — wo bleibt da die Liquidität? — Ein fühlbarer 
Verluſt, eine ungünſtige Geſchäftsperiode kann Zahlungs— 
N herbeiführen und den Zuſammenbruch be— 
iegeln. 

Schwere Verſtöße gegen die Grundſätze der Liquidität 
verüben ſolche Genoſſenſchaften, die Grundeigentum er— 
werben und die Koſten durch hypothekariſche Beleihung 
des Grundſtücks und aus eigenen Mitteln nicht decken 
können. Wenn Grunderwerbskoſten durch laufenden Bank— 
kredit gedeckt werden müſſen, ſo iſt dies immer ſehr ge— 
fährlich. Genoſſenſchaften mit ſolchen Verpflichtungen ſind 
dem Geldgeber auf Gedeih und Verderb verſchrieben und 
haben wenig Ausſicht, jemals wieder frei zu werden, weil 
ihre Geſchäftsunkoſten (die Zinſen) zu hoch find. 

Dieſe Umſtände ſollte man in Betracht ziehen, ehe 
man einer Genoſſenſchaft Verpflichtungen auferlegt, die ſie 
nicht tragen kann. Was nützt die höchſte genoſſenſchaft— 
liche Begeiſterung, wenn man ſchon im voraus weiß, daß 
der letzte Rappen feſtgelegt werden muß, um die Bau— 
ſchulden zu decken und keine Mittel übrig bleiben, um den 
Betrieb in entſprechendem Umfange durchzuführen? Die 
Realitäten des Lebens beanſpruchen auch in der Genoſſen— 
ſchaft ihr volles Recht. 


2 Genoſſenſchaftliche Rundſchau. | 


Zum Umſchlagbild. Auf dem Titelblatt der heutigen 
Nummer finden unſere Leſer das Bild eines Magazin— 
neubaues, den der Konſumverein in Winterthur auf dem 
„Konſumhof“ am Reitweg im Jahre 1907 erſtellt hat. 
Der einfache, aber ſchmucke und ſolide Bau war eine drin— 
gende Notwendigkeit geworden, da bei der fortſchreitenden 
Entwicklung des Vereins die bisherigen Magazinräume 


ſich als unzulänglich erwieſen hatten. 
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Wir haben in Nr. 48 des „Schweiz. Konſumverein“ 
vom Jahre 1907 eine detaillierte Beſchreibung des Neu— 
baues veröffentlicht, in welchem ſich Lagerräume für Kohlen, 
Gemüſe und alle übrigen Waren, ein Petrolkeller mit den 
nötigen Vorrichtungen für die Abfüllung, ſowie eine Woh— 
nung befinden. 

Der Verein in Winterthur gehört zu den älteſten 
Verbandsvereinen; ſeine Gründung reicht in das Jahr 
1870 zurück. An der Gründung des Verbandes im Jahre 
1890 nahm er regen Anteil. Von jenem Zeitpunkt an da— 
tiert auch die ſtetige Entwickelung des Vereins, der eine 
Zeit lang nicht recht Boden faſſen wollte. Der Umſatz 
ſtieg ſeither von ca. Fr. 250,000 auf rund Fr. 700,000. 
Im Jahre 1902 wurde die neuerrichtete Molkerei dem 
Betriebe übergeben. Die Fuſionsbeſtrebungen mit den um— 
liegenden Konſumgenoſſenſchaften, deren Wirtſchaftsgebiet 
oft in einander übergreift, haben mit der letztes Jahr er— 
folgten Angliederung des Konſumvereins in Veltheim einen 
vorläufigen Abſchluß gefunden. 

Dank ſeiner rührigen und fachkundigen Verwaltung 
darf der Konſumverein in Winterthur auch fernerhin auf 
eine gedeihliche Weiterentwicklung hoffen. 

Den Nutzen des genoſſenſchaftlichen Großeinkaufs ſehen 
auch die Spezereihändler nachgerade ein. In einer der 
letzten Nummern ihres Organs werden die Vorzüge der 
Einkaufsgenoſſenſchaften wie folgt geſchildert: 

Jedes Mitglied einer ſolchen Einkaufsgenoſſenſchaft 
genießt ſofort bei ſehr vielen inländiſchen Fabrikanten den 

orteil der Groſſiſtenpreiſe und unbedingten Kredit auf 
30 Tage Ziel. 

Der Bezug von ſolchen Artikeln, die nicht in großen 
Quantitäten gebraucht werden, bietet durch den Bezug im 
Anbruch aus dem Magazin dadurch große Vorteile, daß 
jedes Mitglied ſicher iſt, niemals überfordert zu werden 
und nie mehr Waren zu erhalten, als es wirklich beſtellt, 
dadurch alſo den Ueberredungskünſten vieler Reiſender 
entrückt wird. Auch bleiben die Preiſe bei dieſen Genoſſen— 
ſchaften gewöhnlich auf längere Zeit gleichmäßig, weil in 
der Regel mehrmonatliche Abſchlüſſe mit den betreffenden 
Lieferanten zu denkbar günſtigſten Preiſen abgeſchloſſen 
werden. 

Ein ganz beſonders großer Vorteil durch den Anſchluß 
an eine Einkaufsgenoſſenſchaft beſteht ſpeziell für Anfänger, 
Frauen und kleinere Spezierer noch darin, daß es ihnen 
möglich iſt, durch das Magazin dieſes Verbandes ihren 
Bedarf auch im kleinſten Quantum und doch zu billigen 
Preiſen zu beziehen und folglich ein weitaus kleineres Lager 
zu halten, als wenn ſie ihre Waren an zehn oder zwanzig 
Orten zuſammenkaufen müſſen, wobei dann natürlich beim 
Einzelnen auch weitaus mehr bezogen werden muß. Da— 
durch ſtürzten ſich viele nicht allzu kapitalkräftige Spezierer 
in große Schulden, die ihnen nachher ſchwere Sorgen be— 
reiteten, und überdies gehen manche Artikel bei langem 
Lagern zugrunde oder verlieren wenigſtens das friſche und 
gute Ausſehen und werden dadurch ſchwer verkäuflich. 

Meine Erfahrung lehrt mich aber auch, daß auch 
größere Geſchäfte ſich gern und mit Vorteil einer 
ſolchen Einkaufsgenoſſenſchaft bedienen, da auch dieſe wöchent— 
lich im Fall ſind, Artikel, die ſie nicht im großen ein— 
kaufen, weil ſie weniger ſtreng gehen, vom Lager beziehen 
zu können, und weil auch ſie mit Vorteil ſich den Ab— 
ſchlüſſen der Genoſſenſchaft anſchließen.“ 


. Bollswirtſchaft. 9 
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Zollſtatiſtik für 1908. Die eben erſchienene Zollſtatiſtik 
für das Jahr 1908 zeigt die Spuren der Kriſe. Im ab— 
gelaufenen Jahre ſind im ganzen für 215 Mill. Franken 
weniger Waren ein- und ausgeführt worden als im Jahre 
1907. Die Einfuhr iſt von 1687 Millionen auf 1587 Mill. 
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Franken zurückgegangen, die Ausfuhr von 1153 Millionen 
auf 1038 Mill. Franken. Faſt in allen Induſtriezweigen 
hat der Abſatz bedeutende Einbußen erlitten, die Betriebe 
wurden reduziert, der Bezug von Rohſtoffen und Hilfs— 
materialien wurde eingeſchränkt. So iſt beiſpielsweiſe die 
Einfuhr von Rohbaumwolle von 256,000 auf 232,000 
Doppelzentner geſunken, die Geſamtbaumwolleinfuhr weiſt 
eine Verminderung von über 24 Mill. Franken auf. Die 
Ausgaben für Kohlen haben ſich nicht vermindert. Wie im 
Vorjahre bezahlte auch 1908 die Schweiz für Kohlen über 
93 Mill. Franken. Die Weizeneinfuhr weiſt einen bedeutenden 
Rückgang auf: von 4,7 auf 3,3 Millionen Meterzentner. 
Die Mehleinfuhr betrug: 


1906: 358,247 Meterzentner für Fr. 7,653,661 
1907: 388,568 1 „ % 10,150,388 
1908: 584.832 5 1 15,273,200 


Die Ausfuhr von Fabrikaten weiſt nach einer Zu— 
ſammenſtellung des „St. Galler Tagbl.“ faſt in allen 
Branchen beträchtliche Rückſchritte auf, immerhin nicht ſo 
große, als es nach den Geſchäftsberichten im vorigen Jahre 
den Anſchein hatte. 

Auffallend iſt der Rückgang im Mittelwert von expor— 
tiertem Käſe. Die Käſeausfuhr iſt im letzten Jahre be— 
deutend geſtiegen, ſie betrug 1907 281,653 Doppelzentner, 
1908 aber 306,964. Der Mittelwert von 1907 konnte je— 
doch nicht aufrecht erhalten werden; er iſt von Fr. 192 
per Doppelzentner auf Fr. 176 geſunken, alſo etwa auf 
die Höhe des Mittelwertes von 1906 (Fr. 178). Die Ge— 
ſamtwertſumme der Käſeausfuhr iſt infolgedeſſen trotz der 
geſteigerten Ausfuhrmenge nicht geſtiegen; ſie betrug: 

1906: 50,025,774 Franken 
1907: 54,100,088 „ 
1908: 54,040,399 1 

Die Ausfuhr von kondenſierter Milch iſt von 31,4 
auf 27,1 Mill. Franken zurückgegangen, alſo etwa auf das 
Niveau des Jahres 1906, von Schokolade in ähnlicher 
Weiſe von 31,3 Millionen auf 26,1 Mill. Franken. Die 
Maſchinenausfuhr verzeichnet trotz der Kriſe einen kleinen 
Aufſchwung, beſonders die dynamoelektriſchen Maſchinen 
vermochten ihre Ausfuhr um zwei Millionen zu ſteigern. 
Die Seideninduſtrie iſt von der vollen Wucht der Kriſe 
getroffen worden; der Wert ihres Exports iſt von 295 
Millionen auf 252 Mill. Franken geſunken, der Wert des 
Uhrenexports von 149 auf 129 Mill. Franken. 

Kleinhandel und Ladenzinſe. Zu den vielen Vor— 
würfen, die man den Konſumvereinen macht, gehört 
namentlich auch der der Entwertung der Liegenſchaften. 
Man wirft den Konſumentenorganiſationen vor, ſie tragen 
dadurch, daß fie dem Kleinhandel Kunden entziehen, weſent— 
lich dazu bei, daß dieſer die Miete nicht mehr erſchwingen 
könne, wodurch die Preiſe der Liegenſchaften ſänken, weil 
ſich für letztere keine Liebhaber mehr fänden. Nach dieſer 
Theorie wären alſo hohe Ladenzinſe ein Merkmal guten 
Geſchäftsganges, ein Zeichen dafür, daß die Konſumvereine 
ihre „verderblichen“ Wirkungen noch nicht im vollen 
Umfange zu entfalten vermögen. Nun hat ſelbſtverſtändlich 
das Publikum durchaus kein Intereſſe daran, die Miet- 
zinſe und damit die Liegenſchaftenwerte noch zu ſteigern, 
da ja dieſe Summen von ihm ſelbſt auf den erhöhten 
Warenpreiſen eingebracht werden müſſen. 

Außerdem drücken die Ladenzinſe naturgemäß auch 
auf die Mietzinſe der Wohnungen. Je mehr aber die Be— 
völkerung auslegen muß für die Wohnung, um ſo weniger 
bleibt für die Deckung der übrigen Bedürfniſſe übrig, und 
umſo ſchlimmer wird es um die Wohnungsverhältniſſe be— 
ſtellt ſein, da die Zahl der Räume beſchränkt werden muß. 

Aber nicht nur das kaufende Publikum, ſondern für 
den Handel ſelbſt ſind hohe Mietzinſe von Nachteil. Wir er— 
fahren dies neuerdings aus durchaus unverfänglicher Quelle. 
Im Berner „Bund“ beleuchtete kürzlich ein Gewerbetreiben— 
der die Lage des Kleinhandels in der Bundesſtadt, und 
er kam dabei auch auf die Ladenzinſen zu ſprechen, 
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deren Höhe ſeiner Anſicht nach — und auch nach der 
unſerigen, — viel zu der traurigen Lage des Kleinhandels 
beitrage. Da die Ausführungen dieſes Gewerbsmannes von 
allgemeinem Intereſſe ſind, erlauben wir uns, dieſelben 
hier abzudrucken. 

Der Mann ſchreibt: 

„Das dritte der böſen Dinge, die unſern Handels— 
ſtand bedrücken, ſind die hohen Ladenzinſe. In einem 
Zeitraume von ungefähr ſechs Jahren haben ſich die 
Mieten, ohne daß damit die Entwicklung der Stadt Schritt 
gehalten hätte, um das Doppelte und Dreifache erhöht 
und man muß ſich in einzelnen Fällen nachgerade fragen, 
wie die Leute bei ihrer enormen Zinsbelaſtung überhaupt 
beſtehen, geſchweige denn noch eine Rendite herausbringen 
können. In unbeteiligten, d. h. dem Handel fernſtehenden 
Kreiſen findet man es oft kaum glaublich, daß der Zins— 
anſatz für kleinſte, im Verkehrszentrum gelegene Magazine 
mit Fr. 5000 beginnt und im Durchſchnitt, für mittelgroße 
Räume, Fr. 7000 beträgt. 

Wir hatten ſchon oft Gelegenheit, uns bei Handels— 
kollegen aus Weltſtädten Informationen über Zinsver— 
hältniſſe zu holen, und wir ſind zur Ueberzeugung ge— 
langt, daß Bern ein ſelten teures Pflaſter iſt — zum 
wenigſten nicht billiger als der Aſphalt des vornehmen 
Londoner-Weſtend, das wir aus eigener Erfahrung kennen. 
Die Detailliſten an der Regentſtreet, der faſhionabelſten 
Geſchäftsſtraße der engliſchen Hauptſtadt, tragen verhältnis⸗ 
mäßig tatſächlich kleinere Zinslaſten, als ihre Berner 
Kollegen. 

Warum haben wir hier ſo hohe, den Verkehrsver— 
hältniſſen in Wirklichkeit nicht angepaßte Ladenzinſe? — 
Wir behaupten, daß die eigentlichen Urheber dieſes 
Stadiums in den Reihen der Ladenbeſitzer ſelbſt zu ſuchen 
find und daß die Pflege „edler“ Nächſten- und Konkur— 
rentenliebe ſo hübſche Erfolge (oder Folgen! gezeitigt hat. 
Wer gönnte auch dem andern ein ſonniges Plätzchen auf 
dieſer böſen Welt! — Wenn „dieſer“ an ſeine Laden— 
exiſtenz einen Tauſender Zins riskiert, ſo wagt „jener“ deren 
zwei, und wenn der Hausmeiſter noch kein ſchwarzes Herz 
hat und die Ueberbietung ablehnt, ſo tut ganz gewiß ein 
zugezogener Vermittler — mit ſeinem dritten Tauſender 
— Wunder! — In ſeiner Finanzlage macht der alte 
Mieter von ſeinem „Vorzinsrecht“ Gebrauch, akzeptiert 
einen neuen Vertrag und — bleibt. Wie er die Mehrlaſt 
aufbringt, das wiſſen im Momente die Götter. Oft iſt eine 
Perſonalentlaſſung die Folge der nötig gewordenen Ein— 
ſchränkung. 

So werden Zinſen geſteigert — ganze Gaſſen entlang! 

Gegen dieſe Machinationen gibt es kein Geſetz; ſie 
ſtehen unſerer heutigen Welt übrigens ganz gut an, und 
wenn wir darüber Jeremiaden ſchreiben, ſo tun wir es 
aus lauter Herzweh über die gemütlichen Lauben, die 
unbewußt ſolchen Jammer bergen.“ 

Vielleicht hätte der Einſender im „Bund“ auch noch 
auf die übergroße Zahl der Handeltreibenden hin— 
weiſen dürfen, als einen weitern Faktor zur Verſchlimme— 
rung der Lage der Einzelnen. 


„„ 


Männliche oder weibliche Bedienung in Schuhläden! 
In Nr. 8 Ihres geſchätzten Blattes wirſt eine Genoſſen— 
ſchafterin die Frage auf: „Welche Bedienung iſt in einer 
Schuhabteilung vorzuziehen, männliche oder weibliche?“ 

Ohne auf die Vor- und Nachteile der einen oder 
andern Bedienung einzutreten, teilen wir Ihnen mit, daß 
der A. C. V. in Baſel ſich ſeinerzeit auch mit dieſer Frage 
befaßt hat und es für gut fand, die weibliche Bedie⸗ 
nung für ſeine 5 Schuhfilialen beizubehalten, und zwar 
hauptſächlich aus finanziellen Rückſichten. Wir wollen zwar 
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nicht behaupten, daß die weibliche Bedienung eine beſſere 
ſei als die männliche, aber es ſprechen viele Momente zu 
Gunſten der weiblichen Bedienung mit. Im allgemeinen 
wird für Schuhgejchäfte, ſeien es private oder genoſſen— 
ſchaftliche, weibliches Verkaufs perſonal eingeſtellt. 

Parmeſankäſe. Wir erhalten folgende Anfrage: „Mit 
was für Inſtrumenten wird ſteinharter Parmeſankäſe am 
zweckmäßigſten detailliert, auf welche Art kann man ſchöne 
Stücke abſchneiden, damit es wenig Abfall gibt? Für Aus⸗ 
kunft, wie dies in andern Vereinen praktiſch gehandhabt 
wird, wären wir ſehr dankbar.“ 

Ueber die Warenanswahl im Konſumvereinsladen 
ſchreibt die Verwaltung des Konſumvereins in Winterthur 
einige beherzigenswerte Zeilen, die wir der Beachtung na— 
mentlich der kleineren Vereine empfehlen möchten, die oft 
nur allzuſehr geneigt ſind, jedem Wunſche eines Mitglieds 
um Einführung dieſes oder jenes Artikels zu entſprechen: 

„Faſt Tag für Tag wird nach neuen Artikeln gefragt 
und gewünſcht, daß wir dieſelben einführen. Was die Tages- 
preſſe in ihren Inſeraten fortwährend als neu, nützlich und 
unentbehrlich empfiehlt, ſollten wir zur Auswahl bereit 
haben, ſonſt ſind wir in den Augen mancher Hausfrau 
rückſtändig und nicht auf der Höhe unſerer Aufgabe. Dieſe 
Anſicht mag zutreffend ſein für gewiſſe Spezialgeſchäfte, 
beſonders für Branchen, die ſtark der Mode unterworfen 
ſind. Für die Lebensmittelbranche muß das gerade Gegen— 
teil die Regel bilden. Hier gilt es, von einem beſtimmten 
Fabrikat die beſte Marke, von einem Naturprodukt die 
beſte Qualität einzuführen und unentwegt dabei zu bleiben, 
ſofern nicht ganz triftige Gründe eine Aenderung recht— 
fertigen. 

Wenn wir hieran feſthalten, ſo wird der Verein in 
allen ſeinen Läden zuſammen in den meiſten Artikeln einen 
Umſatz erzielen, der ihm ermöglicht, vorteilhaft einzukaufen. 
Wird aber der gleiche Artikel in vielen verſchiedenen Fabri— 
katen und Marken geführt, ſo verteilt ſich der Abſatz auf 
viele, und dementſprechend wird auch der Einkauf nur in 
kleinen Poſten erfolgen können, er wird unvorteilhaft ſein 
in jeder Beziehung. Dieſe Mannigfaltigkeit hat natürlich zur 
Folge, daß ein ſtarker Wechſel im Warenſortiment beſteht 
und eine Unſtetheit in den Betrieb hineinbringt. Daß auf 
dieſe Weiſe viele Artikel lange liegen bleiben und verderben, 
leuchtet ein. Das Publikum iſt nicht tadellos bedient und 
der Verein leidet Schaden an den Ladenhütern. 

Beſchränkt ſich der Verein darauf, von jedem Artikel 
die gangbarſte Qualität und Packung ꝛc. zu halten, jo hat 
er einen ſchlanken Abſatz, die Mitglieder erhalten ſtets friſche 
Ware und werden ſicher beſſer dabei fahren, auch wenn 
ſie nicht gerade die Marke oder Packung erhalten, die 
ihnen vielleicht als beſonders vorteilhaft geſchildert wurde. 
Es iſt natürlich auch für die Verkäuferinnen beſſer, Ord— 
nung und Ueberſicht unter den vielen Artikeln im Laden 
zu halten und ſich mit den Preiſen zurechtzufinden, als 
wenn ſie ſich mit den Eintagsfliegen fortwährend beſchäftigen 
müſſen. 

Neben all dieſen Umſtänden kommt auch noch die 
finanzielle Seite in Betracht. Je größer das Warenſortiment 
im Magazin und in den Verkaufslokalen iſt, deſto mehr 
Kapital muß zinslos in das Warenlager geſteckt werden, 
was einer Verteuerung des Betriebes gleichkommt und uns 
hindert, neue Aufgaben anzupacken.“ 


Bau- und Mohngenoſſenſchaften. 


Eiſenbahner-Baugenoſſenſchaften. In Zürich hat dieſer 
Tage eine Verſammlung aus allen Kategorien der ſchweiz. 
Eiſenbahnerſchaft die Gründung von Baugenoſſen— 
ſchaften beſprochen. Nach einem einleitenden Referat von 
Architekt Gerber aus Ulm wurden folgende Anträge gut— 
geheißen: 1. Die Verſammlung bezeugt die Wünſchbarkeit 


der Gründung von Baugenoſſenſchaften auf gemeinſamer 
Baſis. 2.) Die Verſammlung wählt einen Vorort, der 
unter Beiziehung von Vertretern des Verbandes des Per— 
ſonals ſchweizeriſcher Transportanſtalten, der Arbeiterwiion 
ſchweiz. Transportanſtalten, des Zugsperſonalvereins, des 
Lofomotivführer- und Heizervereins, die einheitliche Leitung 
der Angelegenheit für die ganze Schweiz über ſich nimmt; 
b) als Vorort wird einſtimmig St. Gallen bezeichnet. 3. 
Die Organiſation der lokalen Baugenoſſenſchaften wird 
jedem Orte ſelbſt überlaſſen. 4. Die Vertreter des Ver— 
bandes des Perſonals ſchweizeriſcher Transportanſtalten, 
des Lokomotivführer- und Heizervereins, ſollen in ihren 
Sitzungen dahin wirken, daß dieſe Verbände ſich verpflichten, 
die dieſem Komitee, beziehungsweiſe Vorort, erwachſenden 
Koſten zu gleichen Teilen zu tragen. 5. Die General— 
direktion der ſchweizeriſchen Bundesbahnen ſoll darum an— 
gegangen werden, den Genoſſenſchaften, ſofern es gewünſcht 
wird, die Gelder der Penſions- und Hilfskaſſe zu billigem 
Zinsfuß zur Verfügung zu ſtellen. 

Ueber die neueſten Fortſchritte auf dem Gebiete der 
Wohnungsreform im deutſchen Reiche wird in dem vom 
deutſchen Verein für Wohnungsreform herausgegebenen 
4. Jahrbuch u. a. folgendes berichtet: 

Die gemeinnützige Bautätigkeit hat in Deutſchland 
bereits einen ziemlichen Umfang angenommen. So hat 
ſich der Beſtand an Baugenoſſenſchaften von 714 Ende 
1905 auf 767 Ende 1906 erhöht. 

Hier mögen einige Daten über einzelne wichtigere 
Verbände ſolcher Genoſſenſchaften folgen: 

Rheiniſcher Verein zur Förderung des Arbeiter— 
wohnungsweſens: 142 Genoſſenſchaften, 10 Millionen Mark 
Geſchäftskapital; 1 Million Mark Reſervefonds, 5192 
erſtellte Häufer mit 12,407 Wohnungen, 14,800 Mitglieder. 

Wirtſchaftlicher Verein zur Förderung des Kleinwoh— 
nungsweſens: 103 Bauvereine, 2023 Häuſer mit 7470 
Wohnungen. 

Heſſiſcher Zentralverein für Errichtung billiger Woh— 
nungen in Darmſtadt: 41 Bauvereine, 1½¼ Millionen 
Mark Geſchäftskapital, 486 Häuſer, 1173 Wohnungen. 

Verband der auf Grundlage des gemeinſchaftlichen 
Eigentums ſtehenden deutſchen Genoſſenſchaften: 127 Ge— 
noſſenſchaften, über 53,190 Mitglieder, 14,748 Wohnungen. 

In Berlin und Vororten: 11 Baugenoſſenſchaften, 
21,803 Mitglieder, 304 Erwerbshäuſer, 3987 mit Woh— 
nungen im Werte von 42% Millionen Mark. 

Bayern: 35 Baugenoſſenſchaften, 5976 Mitglieder, 
2187 Wohnungen. 

Durch die öffentlichen Gewalten wurden die Wohnungs— 
fürſorge in mehrfacher Weiſe gefördert. 

In Preußen hat das Miniſterium die Bildung von 
Rentengütern von 12.5 Ar gebilligt. Ferner hat es be— 
ſchloſſen, aus den Mitteln der Wohnungsfürſorgungsgeſetze 
Baudarlehen auch zur Errichtung von Erwerbshäuſern zu 
gewähren: der Darlehensnehmer hat mindeſtens 6 Prozent 
des empfangenen Betrages pro Jahr zu zahlen, wovon 
3 ¼ Prozent als Zins und 2% Prozent als Tilgung ver— 
rechnet werden. 

Die poſitive Wohnungsfürſorge durch Erbauung von 
Wohnungen in eigener Regie oder durch Unterſtützung 
gemeinnütziger Bauvereine wird ſeitens einer erheblichen 
Anzahl Gemeinden betrieben. So hat in Rheinland, 
Weſtfalen und im Großherzogtum Heſſen die Unterſtützung 
der Bauvereine durch die Gemeinden einen größern Umfang 
angenommen. 

In Heſſen z. B. haben 17 Gemeinden die Geldbe— 
ſchaffung für Bauvereine übernommen, bezw. Bürgſchaft 
geleiſtet, 7 Gemeinden Geſchäftsanteile bezw. Aktien gemein— 
nütziger Bauvereine gezeichnet, 9 Gemeinden Grundſtücke 
zu verhältnismäßig billigem Preis abgegeben, 6 Gemeinden 
ſonſtige Unterſtützung gewährt. 

Gering iſt in der Berichtszeit die Wohnungsfürſorge der 
Gemeinden durch Erbauung von Wohnungen in eigener Regie. 
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Die Stadt Mannheim will der dort herrſchenden 
Wohnungsnot durch Unterſtützung von Genoſſenſchaften 
oder gemeinnützigen Baugeſellſchaften durch Ueberlaſſung 
von A in Erbbaurecht und durch Kreditbeihilfen 
abhelfen. 

Auch Königsberg und Poſen wollen Gelände in Erb— 
baurecht geben. 

Bemerkenswert iſt ferner die Tätigkeit der Garten— 
ſtadtgeſellſchaft, der es gelungen iſt, in Karlsruhe eine Ge— 
noſſenſchaft zwecks Erbauung eines Gartenſtadtviertels zu 
gründen. 

In Nürnberg will ein Konſumverein den Kleinwohnungs— 
bau auf genoſſenſchaftlichem Wege in die Hand nehmen. 

In der Provinz Poſen betreibt eine Anzahl Genoſſen— 
ſchaften Siedlungspolitik; fie legen in neuerer Zeit beſon— 
deren Wert auf die Seßhaftmachung von Arbeitern. 

Staatliche Subvention der Baugenoſſenſchaften. Zur 
Förderung der Wohnungsſürſorge für Staatsbeamte iſt 
in Oeſterreich ein Fonds im Betrage von Fr. 4,025,000 ge- 
bildet worden, welcher auf Grund kaiſerlicher Entſchließung die 
Bezeichnung „Kaiſer Franz Joſefs J. Regierungsjubiläums— 
fonds 1908“ erhalten hat und zur Gewährung von Baudar— 
lehen an Genoſſenſchaften verwendet werden ſoll. Um eine 
Zerſplitterung der Genoſſenſchafter in zu viele kleine Genoſſen— 
ſchaften zu vermeiden, ſollen in denjenigen Orten, wo 
bereits Baugenoſſenſchaften beſtehen, keine neuen gegründet 
werden, ſondern es ſollen die Staatsbeamten den beſtehen— 
den beitreten, während in Orten ohne Baugenoſſenſchaften 
ſolche zu gründen ſind, die auch Angehörigen anderer Be— 
rufskreiſe offenſtehen. 
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Zur Konferenz des XVII. Kreiſes in Erſtfeld. (Sch.⸗ 
Korr. aus Altdorf.) Das Protokoll dieſer Konferenz iſt be— 
reits in Nr. 7 des „Schweiz. Konſumverein“ erſchienen 
und gibt ein getreues Bild von den Verhandlungen. Wenn 
wir nachträglich noch aus Anlaß dieſer Konferenz die Feder 
ergreifen, ſo geſchieht es nicht, um über Behandeltes und 
Beſprochenes Worte zu verlieren, ſondern um über Unbe— 
handeltes und Unbeſprochenes uns zu äußern, denn ver— 
geblich ſucht man im erwähnten Protokoll das Ergebnis 
des letzten Traktandums: Anregungen und Allfälliges. 
Dieſes Traktandum iſt denn auch gar nicht erledigt worden, 
und es wurde ſchon an der letztjährigen Konferenz in 
Goldau recht ſtiefmütterlich behandelt. Wir betrachten 
dies letztere Traktandum an den Kreiskonferenzen als das 
wichtigſte und die nebenſächliche Behandlung oder gar 
Unterdrückung desſelben als Fehler. Unter dieſem Traktan— 
dum ſollte den Kreisvereinen Gelegenheit gegeben werden, 
ſo recht Fühlung miteinander zu erhalten, ihre Erfahrungen 
zu beſprechen, ihren Wünſchen Ausdruck zu geben, An— 
regungen zu äußern, Verbindungen anzuknüpfen; es ſollte 
aber auch den Vertretern des Verbandes Gelegenheit geben, 
die allgemeinen und intimſten Wünſche der Vereine kennen 
zu lernen, Auskunft und Aufklärung, Anweiſungen und 
Belehrungen zu geben und dadurch das Verhältnis der 
Vereine unter ſich wie zum Verbande ſelbſt enger zu ge— 
ſtalten. Die bloße Anhörung von Referaten rechtfertigt 
die Geſamtkoſten einer Konferenz nicht, und wenn ins— 
künftig dieſe Kreiskonferenzen gut beſucht werden ſollen, 
iſt es durchaus notwendig, daß ſie ihrem Weſen und ihren 
Intentionen entſprechend geführt werden. Die Zeit des Be— 
ginnes der Sitzungen ſollte ſo angeſetzt werden, daß unter 
„Verſchiedenem“ nicht die Bedürfniſſe des Magens ver— 
ſtanden werden, event. könnte die Ausſprache der De— 
legierten nicht erſt als letztes, ſondern als zweites oder 
drittes Geſchäft feſtgeſetzt werden, und wenn darüber ein 
Referat ungeſprochen bliebe, zählten wir uns noch lange 
nicht zu den Unglücklichen. Wir möchten mit unſerer An— 
regung nicht mißverſtanden werden, und verſtehen unter 


80 


Ausſprache der Delegierten nicht etwa kleinliche Ausſetzungen 
und Nörgeleien gegenüber den Verbandsanſtalten, ſondern 
denken ſie uns in dem Sinne, wie wir in dieſen Zeilen be— 
reits angeführt haben. Wohl wird man uns entgegen— 
halten, das Wort hätte ja während oder nach dem Eſſen 
zur allgemeinen Ausſprache verlangt werden können, allein 
es iſt nicht Jedermanns Sache, in die Funktionen des 
Präſidenten einzugreifen. 

Chamoſon. Der Genoſſenſchaftsgedanke hält auch im 
Wallis ſeinen Einzug. Wie wir der „Coopération“ ent— 
nehmen, referierte in Chamoſon mit Erfolg unſer franzö— 
ſiſcher Verbandsſekretär, Herr Fallet, über die Verbreitung 
der Konſumgenoſſenſchaften in der Schweiz. Im Anſchluß 
an die Ausführungen des Referenten nahm die Verſamm— 
lung der Aktionäre des dortigen Konſumvereins eine Sta— 
tutenreviſion vor, indem die Aktiengeſellſchaft in eine Ge— 
noſſenſchaft umgewandelt wurde, um dem Verbande ſchweiz. 
Konſumvereine beitreten zu können. 

Der Verein zählt zur Zeit 125 Mitglieder und ver— 
zeichnet laut dem letzten Jahresbericht einen Umſatz von 
zirka Fr. 90,000. Nach den zahlreichen Aufnahmegeſuchen 
zu ſchließen, iſt die demokratiſche Fortentwicklung des Kon— 
ſumvereins von der Bevölkerung in Chamoſon und Um— 
gebung begrüßt worden. Das Genoſſenſchaftskapital iſt 
eingeteilt in Garantieſcheine von Fr. 25. 

Kölliken. Dem 8. Bericht über die Tätigkeit unſeres 
dortigen Verbandsvereins entnehmen wir mit Genugtuung, 
daß die Leitung richtig genoſſenſchaftlich denkenden Mit— 
gliedern anvertraut iſt. Um ſo wünſchbarer wäre eine noch 
regere Teilnahme der Bevölkerung. Der Umſatz iſt ſtets 
im Steigen begriffen: er betrug im vergangenen Jahre 
Fr. 87,892, gegenüber Fr. 73,522 im Jahre 1907, alſo 
eine Vermehrung um Fr. 14,370. Mit einem Zuwachs von 
12 Mitgliedern ſtieg die Mitgliederzahl auf 175. 

Vom Betriebsüberſchuß von Fr. 8106 erhalten die 
Mitglieder eine 8% ige Rückvergütung, d. h. Fr. 5006; 
der Reſt wird verwendet teils zu Einlagen in den Reſerve— 
fonds (Fr. 1621), teils zu Abſchreibungen (Fr. 1272). Die 
Liegenſchaften ſtehen mit Fr. 43,780 zu Buch und ſind 
mit Fr. 39,428 Hypotheken belaſtet. Das Warenlager iſt 
zu Fakturapreiſen mit Fr. 17,133 in die Aktiven einge— 
ſetzt. Kontokorrentguthaben und Wertſchriften figurieren 
in der Bilanz mit Fr. 6823 und die unbezahlten Fakturen 
mit Fr. 4955. 

Niederrohrdorf. Der 18. Rechnungsbericht unſeres 
dortigen Verbandsvereins verzeichnet eine Vermehrung des 
Umſatzes von Fr. 60,602 auf Fr. 75,699 und eine Steigerung 
der Mitgliederzahl von 139 auf 155. Aus dem Betriebs— 
überſchuß von Fr. 7460 ſollen die Bau- und Reſervefonds 
mit Fr. 1360 geäufnet werden. Die Mitglieder erhalten 
Fr. 5497 in Form einer 10 igen Rückvergütung. 

Pieterlen. Die Kouſumgenoſſenſchaft in Pieterlen hat 
mit dem 31. Dezember 1908 ihr fünftes Geſchäftsjahr ab- 
geſchloſſen. Trotz der herrſchenden Kriſis in der Uhren— 
induſtrie hat die Genoſſenſchaft ein arbeitsreiches Jahr 
hinter ſich. Der Vorſtand erledigte die Geſchäfte in 57 
Sitzungen. Nebſt der ordentlichen Generalverſammlung, 
welche am 2. Februar 1908 ſtattfand, wurde am 8. Auguſt 
eine außerordentliche einberufen, welche beſchloß, eine Bäckerei 
mietweiſe zu übernehmen und vom 1. Januar 1909 auf 
eigene Rechnung zu betreiben. Am 1. November wurde 
eine außerordentliche Generalverſammlung einberufen. 
Dieſelbe genehmigte das vom Vorſtand aufgeſtellte Spar— 
kaſſenreglement. — Der Umſatz betrug im letzten Rechnungs— 
jahr Fr. 32,475. 45 gegenüber Fr. 30,396. 04 im Jahr 1907. 
Gleichwohl iſt der Nettoüberſchuß etwas geringer als im 
Jahr vorher, was daher kommt, daß die Genoſſenſchaft die 
Waren teuer einkaufen mußte und den Aufſchlag nicht dem— 
entſprechend erhöhte. 

Zürich. Genoſſenſchafts molkerei. Wie die dortige 
Genoſſenſchaftsſchuhmacherei, hatte auch die Molkerei mit 
vielen Anfangsſchwierigkeiten zu kämpfen. Dank der zuver- 


ſichtlichen Leitung einiger Genoſſenſchafter ſcheinen nun 
aber die Tage der Kriſis überlebt, und die Genoſſenſchafts— 
molkerei hat ſich eine ziemlich ſichere Poſition unter den 
Milchverſorgungsanſtalten von Groß-Zürich erobert. 

Vor uns liegt die Schlußbilanz per 31. Dezember 
1908, der wir folgende Angaben entnehmen: 

Unter den Aktiven der Bilanz figuriert das Inventar— 
konto mit Fr. 25,308, Waren- und Betriebsvorräte be— 
tragen Fr. 3631; die Guthaben ſind von Fr. 6738 im 
Vorjahre auf Fr. 4654 geſunken, was wir begrüßen in 
der Hoffnung, daß es der Genoſſenſchaft recht bald ge— 
lingen werde, die Barzahlung ſtrikte durchzuführen. Unter 
den Paſſiven begegnen wir einem Garantiefonds von Fr. 
5843 und einem Darlehen von Fr. 15,000; 20% ſind 
auf dem Inventurkonto abgeſchrieben, d. h. Fr. 5061; das 
Delerederekonto beläuft ſich auf Fr. 2833 und der Betriebs— 
überſchuß von Fr. 9492 läßt die Bilanz mit Fr. 38.230 
balancieren. An Milchlieferanten wurden bezahlt Fr. 232,846, 
für Milch und Milchprodukte gingen ein Fr. 300,169. An 
Löhnen bezahlte die Molkerei auf Grund des Lohntarifs 
des Lebens- und Genußmittelarbeiterverbandes Fr. 36,932; 
die Transportkoſten beliefen ſich auf Fr. 10,200. 

Der Umſatz hat ſich im Berichtsjahr um Fr. 39,422 
vermehrt, und das Quantum der vermittelten Milch ſtieg 
von 3600 auf 4800 Tagesliter. Dieſe Umſatzſteigerung ver— 
anlaßt die Verwaltung, der Generalverſammlung die Er— 
weiterung der Anlagen zu empfehlen, um die Ver— 
mittlung von rund 10,000 Tageslitern bewältigen zu können. 


Genoſſenſchaftsbewegung des Auslandes. 


Frankreich. 


Beſteuerung der Genoſſenſchaften. In der fran— 
zöſiſchen Kammer wird gegenwärtig ein Projekt für ein 
Einkommenſteuergeſetz beraten. Letzter Tage kam die Frage 
der Beſteuerung der Genoſſenſchaften an die Reihe. Der 
diesbezügliche Artikel iſt ſo abgefaßt: 

„Die Genoſſenſchaften ſind unter gleichen Bedingungen 
wie die Kaufleute und Induſtriellen in der vierten Kate— 
gorie beſteuerbar, wenn fie Werkſtätten oder Magazine 
beſitzen. Der Steuer nicht unterſtellt ſind die Ackerbau— 
ſyndikate und die Genoſſenſchaften, wenn ſie ſich damit 
begnügen, die Beſtellungen ihrer Mitglieder zu gruppieren 
und in ihren Magazinen nur Lebensmittelprodukte und 
Waren zu verkaufen, die beſtellt worden ſind, oder wenn 
ſie nur eine einzige Kategorie von Mitgliedern bilden, die 
nur an ihre Mitglieder für deren perſönlichen oder Fa— 
miliengebrauch verkaufen, die ihre Jahresgewinne entweder 
den Mitgliedern oder einem allgemeinen nützlichen Zwecke 
gutſchreiben. Dieſe Syndikate oder Geſellſchaften ſind nur 
für dieſe Summen in der vierten Kategorie beſteuerbar, 
die ſie zu Abſchreibungen verwenden. Die Syndikate und 
Genoſſenſchaften ſind gehalten, ihre Bücher jederzeit den 
kontrollierenden Beamten zur Verfügung zu ſtellen.“ 

Danach ſind alſo die franzöſiſchen Geſetzgeber ſoweit 
fortgeſchritten, daß ſie die Rückvergütungen der Genoſſen— 
ſchaften, die nur mit ihren Mitgliedern verkehren, für 
ſteuerfrei erklären. 


Verbandsnachrichten. 


Propaganda. Im Monat Februar wurden in fol— 
genden Ortſchaften Vorträge gehalten: 


5. Febr. in Herbetswil (Solothurn) Ref. Hr. A. Burkhardt. 


7. „ „KChamoſon (Wallis) „ % M. Faller 
13. „ „ Kirchberg (Bern) „ „ MA. Burkhardt. 
14. „ „Uetikon a. S. (Zürich) „ A. Burkhardt. 
28. „ „Steffisburg (Bern) „ „Ulrich Meyer. 


Redaktion: Alrich Meyer, Vaſel. 
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Die demnächst beginnende Putz- und Wäsche- 
saison veranlasst uns, den verehrl. Vereinsverwaltungen 
zur vollständigen Assortierung und Eindeckung des Lagers 
folgende Artikel zu empfehlen: 


Ia. Seifen erster leistungsfähiger Fabriken 
Waschpulver 


Fettlaugenmehl 
Waschblau 
Sodex 
Borax 
Panamarinde 
Amlung (Stärke) 
Waschseile 
Klammern 
Bürstenwaren 
Parkettbodenwichse 
Bodenöl 
Putzpomade 
Putzsteine 
Luminol (flüssiges Putzmittel 
Luminol-Pulver 
Seifensand 


Verband schweiz. Konsumvereine, 
Abteilung: Fabrikationsartikel. 
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